
























































BEZIRKSHAUPTMANNSCHAFT GMÜND 
Fachgebiet Anlagenrecht 

3950 Gmünd, Schremser Straße 8 
 

Parteienverkehr: Montag bis Freitag 8:00 – 12:00 Uhr und Dienstag 13:00 - 15:00 Uhr 
Bürgerbüro und Information auch Dienstag 15:00 – 19:00 Uhr 

Internet: www.noe.gv.at/bh – DVR 0024759 
E-Mail: anlagen.bhgd@noel.gv.at – Telefax: 02852/9025-25231 

 

 

 
 
Bezirkshauptmannschaft Gmünd, 3950 

 
An die 
Stadtgemeinde Gmünd 
Schremser Straße 6 
3950 Gmünd 
 
 
 
 Beilagen 

GDW2-NA-0910/001       
 
Kennzeichen (bei Antwort bitte angeben) 
 

--    0 28 52 / 9025  
   Bezug Bearbeiter  Durchwahl Datum 

  Halmenschlager Kurt 25236 18.06.2009 
 
Betrifft 

Stadtgemeinde Gmünd, Ableitungsgraben für den „Schlossparkteich“ im Bereich des 
Naturdenkmales Nr. 142, Ausnahme vom Eingriffs- und Veränderungsverbot  
 

Bescheid 

Spruch 
 
 

Die Bezirkshauptmannschaft Gmünd gestattet der Stadtgemeinde Gmünd in 
Ausnahme vom gesetzlichen Eingriffs- und Veränderungsverbot am Naturdenkmal 
Nr. 142, „Horstnahe Storchenwiesen und Auwaldzellen im Nahbereich des 
Grenzflusses Lainsitz“ (zum Naturdenkmal erklärt mit Bescheid vom 27. Mai 2002, 9-
N-31/32-2001, sowie der Berufungsentscheidung der NÖ Landesregierung vom 4. 
Juli 2006, RU5-BE-65/006-2006) die Errichtung eines Ablaufgrabens auf den 
Grundstücken Nr. 1143/3, 1143/1 und 1239/3 KG Böhmzeil, durchzuführen und zwar 
gemäß den Projektsunterlagen. 
 
Diese Unterlagen liegen bei, sind mit den Bescheiddaten gekennzeichnet und bilden 
einen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides. 
 

Auflagen 
 
Weiters sind folgende Auflagen einzuhalten: 
 
1. Der Ablaufgraben ist so herzustellen, dass eine Sohlbreite von 0,5 - 1,0 m nicht 

überschritten wird. 
2. Vor Ort ist durch geeignete Maßnahmen eine dauerhafte Markierung herzustel-

len, an der unstrittig die wasserfachlich festgelegten Höhenkoten abgelesen wer-
den können. 

Bürgerservice-Telefon 02742-9005-9005 
In Verwaltungsfragen für Sie da: Montag-Freitag 07:00 - 19:00 

und natürlich auch am Samstag 07:00 - 14:00 Uhr 
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3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereiches anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
 

Kosten 
 
Die Stadtgemeinde Gmünd wird gleichzeitig verpflichtet, folgende Verfahrenskosten 
binnen vier Wochen ab Zustellung dieses Bescheides mit beiliegendem Zahlschein 
zu entrichten: 
 
 
Verwaltungsabgabe € 5,09 
 
 

Rechtsgrundlagen 
für die Sachentscheidung 
§ 12 Abs. 3 und 4 NÖ Naturschutzgesetz 2000, LGBl. 5500 
für die Kostenentscheidung 
§§ 59 Abs. 2, 77 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG 
§ 1 des Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetzes, LGBl. 3800 
Tarifpost 1 der Landesverwaltungsabgabenverordnung 2001, LGBl. 3800/1 
 
 

Begründung 
 
 
Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Gmünd vom 27. Mai 2002, 9-N-31/32-

2001, sowie der Berufungsentscheidung der NÖ Landesregierung vom 4. Juli 2006, 

RU5-BE-65/006-2006, wurden die „Horstnahen Storchenwiesen und Auwaldzellen im 

Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“ im Bereich der Katastralgemeinden Gmünd 

und Böhmzeil zum Naturdenkmal erklärt. Hiervon umfasst sind ebenfalls die 

Grundstücke Nr. 1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil. 

 

Die Stadtgemeinde Gmünd hat im Rahmen der mündlichen Verhandlung am 

08.06.2009 um Ausnahme vom Eingriffs- und Veränderungsverbot am gegenständ-

lichen Naturdenkmal für die Errichtung eines Ablaufgrabens auf den Grundstücke Nr. 

1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil, zur Abfuhr der Überfall- und Entleerungs-

wässer des Schlossparkteiches angesucht. 

 

 

Zur Klärung der Zulässigkeit dieses Vorhabens hat die Bezirkshauptmannschaft 

Gmünd am 17. Jänner 2008 und am 8. Juni 2009 eine mündliche Verhandlung 
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durchgeführt und hat in deren Rahmen der Amtssachverständigen für Naturschutz 

folgende Gutachten abgegeben: 

 

Gutachten vom 17. Jänner 2008: 
„Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Einwendungen gegen die Herstel-
lung einer Tiefenrinne, von der Einmündung des derzeitigen Rohres in den Lain-
sitzfluss aus bis höchstens ca. 10 m jenseits der Trasse des Sammelkanals gemes-
sen. Dieser Altarm liegt im Areal des bestehenden Naturdenkmales „Naturnahe 
Storchenwiesen und Auwaldzellen im Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“. 

Diese Tiefenrinne ist in Form eines naturnah mäandrierenden Altarmes zu ge-

stalten, dessen Sohle eine Breite von 0,5-1,0 m nicht überschreiten darf. Die 

Gerinneböschungen sind flach und naturnah variabel auszuführen. 
Dieser Eingriff ist als geringfügig einzustufen und stellt jedenfalls keine Beeinträchti-
gung der Schutzziele des Natura 2000 - Gebietes „Waldviertler Heide-, Teich-, und 
Moorlandschaften“ dar. Diese Schutzgüter sind in den Gutachten vom 20. Oktober 
2004 bzw. 13. Juli 2007, Zl. BD2-N-601/003-2004, ausführlich beschrieben. Für die 
geschützten Gewässerorganismen ergibt sich sogar eine Vergrößerung der von ih-
nen zu besiedelnden Fläche. 
 
Einwendungen bestehen nach wie vor gegen die Herstellung eines entwässernd wir-
kenden, trapezprofilierten Teichabflusses im Bereich des von einem Erlenbruchwald 
bestockten Feuchtgebietes wegen seiner hohen naturschutzfachlichen Wertigkeit. 
Diese Fläche liegt im Natura 2000 - Gebiet und entspricht dem Biotoptypus einer 
„Erlen-, Eschen-, Weidenau“. 
 
Gegen eine mobile Leitung zur Entleerung des Schlossparkteiches bei fallweisem 
Bedarf mittels Tauchpumpe und Schlauch bis zur neu zu schaffenden Lainsitzanbin-
dung bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen. 
 
 
Nach Ergänzung des Projektes durch Vorlage der Höhenaufnahme wurde vom 
Amtssachverständigen für Naturschutz im Rahmen der Verhandlung vom 
08.06.2009 folgendes abschließendes Gutachten abgegeben: 
 

Gutachten vom 8. Juni 2009: 
„Seit der Verhandlung vom 17.1.2008 wurde eine neue Plandarstellung vom Büro Dr. 
Lengyel eingereicht. In dieser wurde planlich umgesetzt, was in der Verhandlungs-
schrift textlich festgelegt worden war. Es hat sich prinzipiell seither in der Angelegen-
heit nichts Wesentliches geändert, sodass am heutigen Tage neuerdings auf die Be-
urteilung der Verhandlungsschrift vom 17.1.2008 Bezug genommen wird. Insbeson-
dere ist der Altarm (Abflussmulde) so herzustellen, wie damals gefordert. Durch die 
Festlegung der Höhenkoten hat sich ergeben, dass zwischen dem Ablass des 
Schlossparkteiches bis zur Einmündung in den herzustellenden Abflussgraben ein 
freies Gefälle in der Natur vorhanden ist, welches nunmehr nicht als Trapezgerinne 
in technischer Form herzustellen ist. Dem nunmehrigen Projekt wird aus natur-
schutzfachlicher Sicht unter folgenden Auflagen zugestimmt: 
 
1. Der Ablaufgraben ist so herzustellen, dass eine Sohlbreite von 0,5-1,0 m nicht 

überschritten wird 
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2. Vor Ort ist durch geeignete Maßnahmen eine dauerhafte Markierung herzustel-
len, an der unstrittig die wasserfachlich festgelegten Höhenkoten abgelesen wer-
den können. 

3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereich anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
Die beschriebenen Maßnahmen sind nur punktuelle Eingriffe und stellen im Gesamt-
system des Schutzgebietes keine Maßnahmen dar, die eine Erheblichkeitsschwelle 
überschreiten würden. Daher wird aus fachlicher Sicht dem Vorhaben zugestimmt.“ 
 
 
Gemäß § 12 Abs. 3 NÖ Naturschutzgesetz 2000 dürfen an Naturdenkmälern keine 
Eingriffe oder Veränderungen vorgenommen werden. Das Verbot bezieht sich auch 
auf Maßnahmen, die außerhalb des von der Unterschutzstellung betroffenen Berei-
ches gesetzt werden, soweit von diesen nachhaltige Auswirkungen auf das Natur-
denkmal ausgehen. Nicht als Eingriffe gelten alle Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Pflege des Naturdenkmales dienen und im Einvernehmen mit der Naturschutz-
behörde gesetzt werden. 
 
Die Naturschutzbehörde kann für Maßnahmen, die Eingriffe im Sinne des Abs. 3 
darstellen, die aber insbesondere der wissenschaftlichen Forschung oder der Erhal-
tung oder der Verbesserung des Schutzzweckes dienen sowie für die besondere 
Nutzung des Naturdenkmales Ausnahmen gestatten, wenn dadurch das Ziel der 
Schutzmaßnahmen nicht gefährdet wird. 
 
 
Aufgrund dieser Gutachten konnte die beantragte Ausnahme vom Eingriffs- und 
Veränderungsverbot spruchgemäß gestattet werden, da das Ziel der Schutzmaß-
nahmen unter der Voraussetzung der Einhaltung dieser Auflagen keine Beeinträchti-
gung erfährt. 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf die angeführten Bestimmungen. 
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 
 
Es besteht das Recht, gegen diesen Bescheid Berufung einzulegen. Damit die Be-
rufung inhaltlich bearbeitet werden kann, muss sie 
 
-   binnen zwei Wochen nach Zustellung schriftlich, mit Telefax, im Wege automati-

onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen 
Weise bei der Bezirkshauptmannschaft Gmünd eingebracht werden, 

-   diesen Bescheid bezeichnen (Geben Sie bitte das Bescheidkennzeichen an und 
die Behörde, die den Bescheid erlassen hat), 

-   einen Antrag auf Änderung oder Aufhebung des Bescheides sowie 
-   eine Begründung des Antrages enthalten. 
 
Die Gebühr für die Berufung beträgt € 13,20. 
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Hinweis: Anbringen, die mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenüber-
tragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise binnen offener Frist ein-
gebracht werden und außerhalb der Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten 
als rechtzeitig eingebracht. Behördliche Entscheidungsfristen beginnen jedoch erst 
mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden zu laufen. 
 

 
 

Ergeht weiters an 
1. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Bau- und Anlagentechnik, Natur-

schutz, z.H. Herrn Dr. Pöckl, 3109 St. Pölten  
2. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Naturschutz, Landhausplatz 1, 3109 

St. Pölten 
3. Herrn Dkfm. Andreas Salvator Habsburg-Lothringen, z.H. des Gutsverwalters 

Herrn DI Wolfgang Renner, Stadtplatz 3, 3950 Gmünd,  
4. die Umweltanwaltschaft des Landes NÖ, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten 
5. das Büro Dr. Lengyel ZT GmbH, Fasangasse 25, 1030 Wien, als Projektant 
 
 
 

Für den Bezirkshauptmann 
Mag. Glaßner 
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3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereiches anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
 

Kosten 
 
Die Stadtgemeinde Gmünd wird gleichzeitig verpflichtet, folgende Verfahrenskosten 
binnen vier Wochen ab Zustellung dieses Bescheides mit beiliegendem Zahlschein 
zu entrichten: 
 
 
Verwaltungsabgabe € 5,09 
 
 

Rechtsgrundlagen 
für die Sachentscheidung 
§ 12 Abs. 3 und 4 NÖ Naturschutzgesetz 2000, LGBl. 5500 
für die Kostenentscheidung 
§§ 59 Abs. 2, 77 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG 
§ 1 des Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetzes, LGBl. 3800 
Tarifpost 1 der Landesverwaltungsabgabenverordnung 2001, LGBl. 3800/1 
 
 

Begründung 
 
 
Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Gmünd vom 27. Mai 2002, 9-N-31/32-

2001, sowie der Berufungsentscheidung der NÖ Landesregierung vom 4. Juli 2006, 

RU5-BE-65/006-2006, wurden die „Horstnahen Storchenwiesen und Auwaldzellen im 

Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“ im Bereich der Katastralgemeinden Gmünd 

und Böhmzeil zum Naturdenkmal erklärt. Hiervon umfasst sind ebenfalls die 

Grundstücke Nr. 1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil. 

 

Die Stadtgemeinde Gmünd hat im Rahmen der mündlichen Verhandlung am 

08.06.2009 um Ausnahme vom Eingriffs- und Veränderungsverbot am gegenständ-

lichen Naturdenkmal für die Errichtung eines Ablaufgrabens auf den Grundstücke Nr. 

1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil, zur Abfuhr der Überfall- und Entleerungs-

wässer des Schlossparkteiches angesucht. 

 

 

Zur Klärung der Zulässigkeit dieses Vorhabens hat die Bezirkshauptmannschaft 

Gmünd am 17. Jänner 2008 und am 8. Juni 2009 eine mündliche Verhandlung 
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durchgeführt und hat in deren Rahmen der Amtssachverständigen für Naturschutz 

folgende Gutachten abgegeben: 

 

Gutachten vom 17. Jänner 2008: 
„Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Einwendungen gegen die Herstel-
lung einer Tiefenrinne, von der Einmündung des derzeitigen Rohres in den Lain-
sitzfluss aus bis höchstens ca. 10 m jenseits der Trasse des Sammelkanals gemes-
sen. Dieser Altarm liegt im Areal des bestehenden Naturdenkmales „Naturnahe 
Storchenwiesen und Auwaldzellen im Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“. 

Diese Tiefenrinne ist in Form eines naturnah mäandrierenden Altarmes zu ge-

stalten, dessen Sohle eine Breite von 0,5-1,0 m nicht überschreiten darf. Die 

Gerinneböschungen sind flach und naturnah variabel auszuführen. 
Dieser Eingriff ist als geringfügig einzustufen und stellt jedenfalls keine Beeinträchti-
gung der Schutzziele des Natura 2000 - Gebietes „Waldviertler Heide-, Teich-, und 
Moorlandschaften“ dar. Diese Schutzgüter sind in den Gutachten vom 20. Oktober 
2004 bzw. 13. Juli 2007, Zl. BD2-N-601/003-2004, ausführlich beschrieben. Für die 
geschützten Gewässerorganismen ergibt sich sogar eine Vergrößerung der von ih-
nen zu besiedelnden Fläche. 
 
Einwendungen bestehen nach wie vor gegen die Herstellung eines entwässernd wir-
kenden, trapezprofilierten Teichabflusses im Bereich des von einem Erlenbruchwald 
bestockten Feuchtgebietes wegen seiner hohen naturschutzfachlichen Wertigkeit. 
Diese Fläche liegt im Natura 2000 - Gebiet und entspricht dem Biotoptypus einer 
„Erlen-, Eschen-, Weidenau“. 
 
Gegen eine mobile Leitung zur Entleerung des Schlossparkteiches bei fallweisem 
Bedarf mittels Tauchpumpe und Schlauch bis zur neu zu schaffenden Lainsitzanbin-
dung bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen. 
 
 
Nach Ergänzung des Projektes durch Vorlage der Höhenaufnahme wurde vom 
Amtssachverständigen für Naturschutz im Rahmen der Verhandlung vom 
08.06.2009 folgendes abschließendes Gutachten abgegeben: 
 

Gutachten vom 8. Juni 2009: 
„Seit der Verhandlung vom 17.1.2008 wurde eine neue Plandarstellung vom Büro Dr. 
Lengyel eingereicht. In dieser wurde planlich umgesetzt, was in der Verhandlungs-
schrift textlich festgelegt worden war. Es hat sich prinzipiell seither in der Angelegen-
heit nichts Wesentliches geändert, sodass am heutigen Tage neuerdings auf die Be-
urteilung der Verhandlungsschrift vom 17.1.2008 Bezug genommen wird. Insbeson-
dere ist der Altarm (Abflussmulde) so herzustellen, wie damals gefordert. Durch die 
Festlegung der Höhenkoten hat sich ergeben, dass zwischen dem Ablass des 
Schlossparkteiches bis zur Einmündung in den herzustellenden Abflussgraben ein 
freies Gefälle in der Natur vorhanden ist, welches nunmehr nicht als Trapezgerinne 
in technischer Form herzustellen ist. Dem nunmehrigen Projekt wird aus natur-
schutzfachlicher Sicht unter folgenden Auflagen zugestimmt: 
 
1. Der Ablaufgraben ist so herzustellen, dass eine Sohlbreite von 0,5-1,0 m nicht 

überschritten wird 
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2. Vor Ort ist durch geeignete Maßnahmen eine dauerhafte Markierung herzustel-
len, an der unstrittig die wasserfachlich festgelegten Höhenkoten abgelesen wer-
den können. 

3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereich anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
Die beschriebenen Maßnahmen sind nur punktuelle Eingriffe und stellen im Gesamt-
system des Schutzgebietes keine Maßnahmen dar, die eine Erheblichkeitsschwelle 
überschreiten würden. Daher wird aus fachlicher Sicht dem Vorhaben zugestimmt.“ 
 
 
Gemäß § 12 Abs. 3 NÖ Naturschutzgesetz 2000 dürfen an Naturdenkmälern keine 
Eingriffe oder Veränderungen vorgenommen werden. Das Verbot bezieht sich auch 
auf Maßnahmen, die außerhalb des von der Unterschutzstellung betroffenen Berei-
ches gesetzt werden, soweit von diesen nachhaltige Auswirkungen auf das Natur-
denkmal ausgehen. Nicht als Eingriffe gelten alle Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Pflege des Naturdenkmales dienen und im Einvernehmen mit der Naturschutz-
behörde gesetzt werden. 
 
Die Naturschutzbehörde kann für Maßnahmen, die Eingriffe im Sinne des Abs. 3 
darstellen, die aber insbesondere der wissenschaftlichen Forschung oder der Erhal-
tung oder der Verbesserung des Schutzzweckes dienen sowie für die besondere 
Nutzung des Naturdenkmales Ausnahmen gestatten, wenn dadurch das Ziel der 
Schutzmaßnahmen nicht gefährdet wird. 
 
 
Aufgrund dieser Gutachten konnte die beantragte Ausnahme vom Eingriffs- und 
Veränderungsverbot spruchgemäß gestattet werden, da das Ziel der Schutzmaß-
nahmen unter der Voraussetzung der Einhaltung dieser Auflagen keine Beeinträchti-
gung erfährt. 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf die angeführten Bestimmungen. 
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 
 
Es besteht das Recht, gegen diesen Bescheid Berufung einzulegen. Damit die Be-
rufung inhaltlich bearbeitet werden kann, muss sie 
 
-   binnen zwei Wochen nach Zustellung schriftlich, mit Telefax, im Wege automati-

onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen 
Weise bei der Bezirkshauptmannschaft Gmünd eingebracht werden, 

-   diesen Bescheid bezeichnen (Geben Sie bitte das Bescheidkennzeichen an und 
die Behörde, die den Bescheid erlassen hat), 

-   einen Antrag auf Änderung oder Aufhebung des Bescheides sowie 
-   eine Begründung des Antrages enthalten. 
 
Die Gebühr für die Berufung beträgt € 13,20. 
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Hinweis: Anbringen, die mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenüber-
tragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise binnen offener Frist ein-
gebracht werden und außerhalb der Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten 
als rechtzeitig eingebracht. Behördliche Entscheidungsfristen beginnen jedoch erst 
mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden zu laufen. 
 

 
 

Ergeht weiters an 
1. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Bau- und Anlagentechnik, Natur-

schutz, z.H. Herrn Dr. Pöckl, 3109 St. Pölten  
2. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Naturschutz, Landhausplatz 1, 3109 

St. Pölten 
3. Herrn Dkfm. Andreas Salvator Habsburg-Lothringen, z.H. des Gutsverwalters 

Herrn DI Wolfgang Renner, Stadtplatz 3, 3950 Gmünd,  
4. die Umweltanwaltschaft des Landes NÖ, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten 
5. das Büro Dr. Lengyel ZT GmbH, Fasangasse 25, 1030 Wien, als Projektant 
 
 
 

Für den Bezirkshauptmann 
Mag. Glaßner 
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Stadtgemeinde Gmünd, Ableitungsgraben für den „Schlossparkteich“ im Bereich des 
Naturdenkmales Nr. 142, Ausnahme vom Eingriffs- und Veränderungsverbot  
 

Bescheid 

Spruch 
 
 

Die Bezirkshauptmannschaft Gmünd gestattet der Stadtgemeinde Gmünd in 
Ausnahme vom gesetzlichen Eingriffs- und Veränderungsverbot am Naturdenkmal 
Nr. 142, „Horstnahe Storchenwiesen und Auwaldzellen im Nahbereich des 
Grenzflusses Lainsitz“ (zum Naturdenkmal erklärt mit Bescheid vom 27. Mai 2002, 9-
N-31/32-2001, sowie der Berufungsentscheidung der NÖ Landesregierung vom 4. 
Juli 2006, RU5-BE-65/006-2006) die Errichtung eines Ablaufgrabens auf den 
Grundstücken Nr. 1143/3, 1143/1 und 1239/3 KG Böhmzeil, durchzuführen und zwar 
gemäß den Projektsunterlagen. 
 
Diese Unterlagen liegen bei, sind mit den Bescheiddaten gekennzeichnet und bilden 
einen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides. 
 

Auflagen 
 
Weiters sind folgende Auflagen einzuhalten: 
 
1. Der Ablaufgraben ist so herzustellen, dass eine Sohlbreite von 0,5 - 1,0 m nicht 

überschritten wird. 
2. Vor Ort ist durch geeignete Maßnahmen eine dauerhafte Markierung herzustel-

len, an der unstrittig die wasserfachlich festgelegten Höhenkoten abgelesen wer-
den können. 

Bürgerservice-Telefon 02742-9005-9005 
In Verwaltungsfragen für Sie da: Montag-Freitag 07:00 - 19:00 

und natürlich auch am Samstag 07:00 - 14:00 Uhr 
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3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereiches anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
 

Kosten 
 
Die Stadtgemeinde Gmünd wird gleichzeitig verpflichtet, folgende Verfahrenskosten 
binnen vier Wochen ab Zustellung dieses Bescheides mit beiliegendem Zahlschein 
zu entrichten: 
 
 
Verwaltungsabgabe € 5,09 
 
 

Rechtsgrundlagen 
für die Sachentscheidung 
§ 12 Abs. 3 und 4 NÖ Naturschutzgesetz 2000, LGBl. 5500 
für die Kostenentscheidung 
§§ 59 Abs. 2, 77 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG 
§ 1 des Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetzes, LGBl. 3800 
Tarifpost 1 der Landesverwaltungsabgabenverordnung 2001, LGBl. 3800/1 
 
 

Begründung 
 
 
Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Gmünd vom 27. Mai 2002, 9-N-31/32-

2001, sowie der Berufungsentscheidung der NÖ Landesregierung vom 4. Juli 2006, 

RU5-BE-65/006-2006, wurden die „Horstnahen Storchenwiesen und Auwaldzellen im 

Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“ im Bereich der Katastralgemeinden Gmünd 

und Böhmzeil zum Naturdenkmal erklärt. Hiervon umfasst sind ebenfalls die 

Grundstücke Nr. 1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil. 

 

Die Stadtgemeinde Gmünd hat im Rahmen der mündlichen Verhandlung am 

08.06.2009 um Ausnahme vom Eingriffs- und Veränderungsverbot am gegenständ-

lichen Naturdenkmal für die Errichtung eines Ablaufgrabens auf den Grundstücke Nr. 

1143/3, 1143/1 und 1239/3, KG Böhmzeil, zur Abfuhr der Überfall- und Entleerungs-

wässer des Schlossparkteiches angesucht. 

 

 

Zur Klärung der Zulässigkeit dieses Vorhabens hat die Bezirkshauptmannschaft 

Gmünd am 17. Jänner 2008 und am 8. Juni 2009 eine mündliche Verhandlung 
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durchgeführt und hat in deren Rahmen der Amtssachverständigen für Naturschutz 

folgende Gutachten abgegeben: 

 

Gutachten vom 17. Jänner 2008: 
„Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Einwendungen gegen die Herstel-
lung einer Tiefenrinne, von der Einmündung des derzeitigen Rohres in den Lain-
sitzfluss aus bis höchstens ca. 10 m jenseits der Trasse des Sammelkanals gemes-
sen. Dieser Altarm liegt im Areal des bestehenden Naturdenkmales „Naturnahe 
Storchenwiesen und Auwaldzellen im Nahbereich des Grenzflusses Lainsitz“. 

Diese Tiefenrinne ist in Form eines naturnah mäandrierenden Altarmes zu ge-

stalten, dessen Sohle eine Breite von 0,5-1,0 m nicht überschreiten darf. Die 

Gerinneböschungen sind flach und naturnah variabel auszuführen. 
Dieser Eingriff ist als geringfügig einzustufen und stellt jedenfalls keine Beeinträchti-
gung der Schutzziele des Natura 2000 - Gebietes „Waldviertler Heide-, Teich-, und 
Moorlandschaften“ dar. Diese Schutzgüter sind in den Gutachten vom 20. Oktober 
2004 bzw. 13. Juli 2007, Zl. BD2-N-601/003-2004, ausführlich beschrieben. Für die 
geschützten Gewässerorganismen ergibt sich sogar eine Vergrößerung der von ih-
nen zu besiedelnden Fläche. 
 
Einwendungen bestehen nach wie vor gegen die Herstellung eines entwässernd wir-
kenden, trapezprofilierten Teichabflusses im Bereich des von einem Erlenbruchwald 
bestockten Feuchtgebietes wegen seiner hohen naturschutzfachlichen Wertigkeit. 
Diese Fläche liegt im Natura 2000 - Gebiet und entspricht dem Biotoptypus einer 
„Erlen-, Eschen-, Weidenau“. 
 
Gegen eine mobile Leitung zur Entleerung des Schlossparkteiches bei fallweisem 
Bedarf mittels Tauchpumpe und Schlauch bis zur neu zu schaffenden Lainsitzanbin-
dung bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen. 
 
 
Nach Ergänzung des Projektes durch Vorlage der Höhenaufnahme wurde vom 
Amtssachverständigen für Naturschutz im Rahmen der Verhandlung vom 
08.06.2009 folgendes abschließendes Gutachten abgegeben: 
 

Gutachten vom 8. Juni 2009: 
„Seit der Verhandlung vom 17.1.2008 wurde eine neue Plandarstellung vom Büro Dr. 
Lengyel eingereicht. In dieser wurde planlich umgesetzt, was in der Verhandlungs-
schrift textlich festgelegt worden war. Es hat sich prinzipiell seither in der Angelegen-
heit nichts Wesentliches geändert, sodass am heutigen Tage neuerdings auf die Be-
urteilung der Verhandlungsschrift vom 17.1.2008 Bezug genommen wird. Insbeson-
dere ist der Altarm (Abflussmulde) so herzustellen, wie damals gefordert. Durch die 
Festlegung der Höhenkoten hat sich ergeben, dass zwischen dem Ablass des 
Schlossparkteiches bis zur Einmündung in den herzustellenden Abflussgraben ein 
freies Gefälle in der Natur vorhanden ist, welches nunmehr nicht als Trapezgerinne 
in technischer Form herzustellen ist. Dem nunmehrigen Projekt wird aus natur-
schutzfachlicher Sicht unter folgenden Auflagen zugestimmt: 
 
1. Der Ablaufgraben ist so herzustellen, dass eine Sohlbreite von 0,5-1,0 m nicht 

überschritten wird 
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2. Vor Ort ist durch geeignete Maßnahmen eine dauerhafte Markierung herzustel-
len, an der unstrittig die wasserfachlich festgelegten Höhenkoten abgelesen wer-
den können. 

3. Das durch die Herstellung des Einmündungsbereich anfallende Material ist aus 
dem gegenständlichen Bereich zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. 

 
Die beschriebenen Maßnahmen sind nur punktuelle Eingriffe und stellen im Gesamt-
system des Schutzgebietes keine Maßnahmen dar, die eine Erheblichkeitsschwelle 
überschreiten würden. Daher wird aus fachlicher Sicht dem Vorhaben zugestimmt.“ 
 
 
Gemäß § 12 Abs. 3 NÖ Naturschutzgesetz 2000 dürfen an Naturdenkmälern keine 
Eingriffe oder Veränderungen vorgenommen werden. Das Verbot bezieht sich auch 
auf Maßnahmen, die außerhalb des von der Unterschutzstellung betroffenen Berei-
ches gesetzt werden, soweit von diesen nachhaltige Auswirkungen auf das Natur-
denkmal ausgehen. Nicht als Eingriffe gelten alle Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Pflege des Naturdenkmales dienen und im Einvernehmen mit der Naturschutz-
behörde gesetzt werden. 
 
Die Naturschutzbehörde kann für Maßnahmen, die Eingriffe im Sinne des Abs. 3 
darstellen, die aber insbesondere der wissenschaftlichen Forschung oder der Erhal-
tung oder der Verbesserung des Schutzzweckes dienen sowie für die besondere 
Nutzung des Naturdenkmales Ausnahmen gestatten, wenn dadurch das Ziel der 
Schutzmaßnahmen nicht gefährdet wird. 
 
 
Aufgrund dieser Gutachten konnte die beantragte Ausnahme vom Eingriffs- und 
Veränderungsverbot spruchgemäß gestattet werden, da das Ziel der Schutzmaß-
nahmen unter der Voraussetzung der Einhaltung dieser Auflagen keine Beeinträchti-
gung erfährt. 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf die angeführten Bestimmungen. 
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 
 
Es besteht das Recht, gegen diesen Bescheid Berufung einzulegen. Damit die Be-
rufung inhaltlich bearbeitet werden kann, muss sie 
 
-   binnen zwei Wochen nach Zustellung schriftlich, mit Telefax, im Wege automati-

onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen 
Weise bei der Bezirkshauptmannschaft Gmünd eingebracht werden, 

-   diesen Bescheid bezeichnen (Geben Sie bitte das Bescheidkennzeichen an und 
die Behörde, die den Bescheid erlassen hat), 

-   einen Antrag auf Änderung oder Aufhebung des Bescheides sowie 
-   eine Begründung des Antrages enthalten. 
 
Die Gebühr für die Berufung beträgt € 13,20. 
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Hinweis: Anbringen, die mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenüber-
tragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise binnen offener Frist ein-
gebracht werden und außerhalb der Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten 
als rechtzeitig eingebracht. Behördliche Entscheidungsfristen beginnen jedoch erst 
mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden zu laufen. 
 

 
 

Ergeht weiters an 
1. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Bau- und Anlagentechnik, Natur-

schutz, z.H. Herrn Dr. Pöckl, 3109 St. Pölten  
2. das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Naturschutz, Landhausplatz 1, 3109 

St. Pölten 
3. Herrn Dkfm. Andreas Salvator Habsburg-Lothringen, z.H. des Gutsverwalters 

Herrn DI Wolfgang Renner, Stadtplatz 3, 3950 Gmünd,  
4. die Umweltanwaltschaft des Landes NÖ, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten 
5. das Büro Dr. Lengyel ZT GmbH, Fasangasse 25, 1030 Wien, als Projektant 
 
 
 

Für den Bezirkshauptmann 
Mag. Glaßner 

 
 
 


